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FLUCHTLINGSRAT  Nr. SO

Wetten. daß wieder kein Schwein guckt?
I

D er Lorbeerkranz ist
nicht ernst gemeint,

im Flüchtlingsrat gibt es
keine Jubiläen. Ich be-
gehe diesen besonderen
Anlaß, indem ich end-
lich einmal die vorgege-
bene, normale Seiten-
zahl einhalte.
Ich denke, wenn der
Rundbrief Nr. 51 er-
scheint, wird einiges
anders sein in Nieder-
sachsen und für den
Flüchtlingsrat.

Wie könnte es sein? -
Ohne jede Gewähr:

Glogowski ist nicht
mehr Innenminister; un-
ter einer SPD-Alleinre-
gierung allenfalls noch
ein paar Monate und
unter rot-grün sowieso
nicht, - und auch nicht

Ministerpräsident.

Der Flüchtlingsrat muß
sich in seiner parlamen-
tarischen Lobby-Arbeit
abnabeln  von “seinen”
Abgeordneten Hulle
Hartwig und Heidi Lipp-
mann-Kasten,  die eine
wollte, die andere sollte
gehen. Sie werden bei-
de heftig fehlen.

Die Kirchenasyl-Szene in
Niedersachsen wird
durch die maßlosen An-
griffe des Innenmini-
sters gestärkt. Zum ei-
nen irrt Glogowski, wo
er behauptet, die hohe
Zahl von Kirchenasylen
läge an der “besonders
aktiven Kirchenasylbe-
wegung”; - sie liegt an
ihm und seinesgleichen
-, zum anderen können

sich die Kirchenfunk-
tionäre die “Herrenrun-
den” mit diesem Mini-
ster vor ihren Gemein-
den nicht mehr leisten.

Der Flüchtlingsrat wird
in seinen Strukturen
verändert und dezentra-
lisierter sein. Es werden
sich selbständige Ar-
beitsgruppen zu The-
men wie Bildung, Ar-
beit, Gesundheit for-
mieren. Hoffentlich.

Die regionale Zusam-
menarbeit wird sich ver-
bessern, besonders die
Landeshauptstadt hat
es bitter nötig.
Andere Großstädte ha-
ben einen städtischen
Flüchtlingsrat, und was
hat Hannover??
E b e n .

Der Rundbrief wird end-
lich eine geregelte Re-
daktionsarbeit bekom-
men. Weil nämlich eini-
ge Leute finden, daß ih-
nen soetwas auch Spaß
machen könnte; - und
daß der Rundbrief ihre
Arbeit dringend nötig
hat...

Wir sehen uns im Früh-
jahr am 21.3. auf der
Jahreshauptversamm-  m
lung in Hannover-Lin- c-’
den; - gut geplant, da
kann ich von hier aus
nämlich hinpaddeln.

Mit herzlichen Grüßen

*
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Forderungen
der Nds. Flüchtlingsrats

- an die Parteien
- und an die neue

Landesregierung

Stand: 6. Fassung

Es besteht  kaum Zweife l  daran,
daß die Landtagswahl in Niedersachsen die

Fort führung der  SPD-Regierung oder  e ine
Neuauf lage der  rot -grünen Koal i t ion br ingen

wird.

Dieser Forderungskatalog ist der
Versuch einer Gesprächsgrundlage mit den

Fraktionen zur Vorbereitung des Bereichs
“Flücht l ingspol i t ik”  in  der  Regierungser-

klärung der neuen Landesregierung.

Diese Forderungen liegen selbst-
verständlich allen Fraktionen vor.

Gespräche mit  den Grünen und
der SPD sind bereits erfolgt.

Schwerpunkt  bei  den Grünen
war  d ie  Vorberei tung mögl icher  Koal i t ionsver-

handlungen,  bei  der  SPD standen konkrete
Punkte wie Härtefal l -Kommission und Verhal-

ten im Bundesrat  im Mit te lpunkt .

Es gibt  zu den “Forderungen”
eine umfangreiche interne Stel lungnahme aus

dem Innenministerium, die jedoch aus nicht
bekannten Gründen unter  Verschluß ble ibt .

Die SPD-Frakt ion hat  e ine
schri f t l iche Stel lungnahme und einen Ge-

sprächstermin kurz nach der Wahl zugesagt.

Mit  der  CDU wird ebenfal ls  e in
Gesprächstermin angestrebt.

Die “Forderungen”  liegen zur
Orientierung auch den einschlägigen Organisa-

t ionen und Verbänden wie Wohlfahrtsverbän-
de,  DGB etc .  vor .

Die Kennzeichnung als
“6.  Fassung” zeigt, da6 der vorliegende Text

Workshop-Charakter hat.

Er wird hier zur Diskussion, Aus-
einandersetzung und Weiter-Entwicklung un-

ter einer möglichst breiten Beteiligung veröf-
fent l icht .

Vorbemerkung:
Flüchtlingspditik  ist  Tei l  e iner
al lgemeine Migrat ionspol it ik

Eine dringend notwendige Kehrt-
wende in der FIüchtlingspolitik  ist
nur im Rahmen einer allgemeinen
Migrations- und Ausländerpolitik
denkbac  die von den verfas-
sungsmäßigen Grundsätzen der
Gleichheit aller Menschen und
der Solidarität der Gesellschaft
ausgeht.
Der Flüchtlingsrat erwartet daher
von der künftigen Landesregie-
rung, daß sie die vorhandenen
beschränkten Möglichkeiten zur
Umsetzung einer an humanen
Grundsätzen orientierten Migrati-
ons- und Flüchtlingspolitik so
weit wie möglich ausschöpft und
zugleich Gesetzesinitiativen mit
dem Ziel ergreift, bundesgesetzli-
che Restriktionen gegenüber Mi-
grantenlinnen und Flüchtlingen
aufzuheben.
Beide Ansätze finden in den fol-
genden Forderungen ihren Nie-
derschlag:

IAufenthalts-,  Ble iberecht  für
Menschen, die hier ihren Lebens-
mittelpunkt  haben

Wenn Menschen jahrelang in
Niedersachsen gelebt haben, die
Kinder z.B.  ihre Sozialisation in
deutschen Kindergärten und
Schulen erhalten haben, der Le-
bensmittelpunkt sich verfestigt
hat, dann stellt die Abschiebung
unabhängig von den Fluchtgrün-
den und vom Status eine unver-
tretbare Vernichtung existentieller
Lebensperspektiven dar.

W i r  f o r d e r n  d a h e r :
- Ein sicheres Aufenthaltsrecht für

in Deutschland geborene und
aufgewachsene Menschen; sie
dürfen nicht ausgewiesen wer-
den. (Gesetzesinitiative)

- Die Erteilung einer unbefristeten
Aufenthaltserlaubnis i.d.R.  nach
8-jährigem Aufenthalt mit Auf-
enthaltsbefugnis Dies gilt be-
sonders auch für Flüchtlinge mit
Aufenthaltsbefugnis nach der
nds. Bleiberechtsregelung von
1990. (Erlaß)

- Bleiberecht für Flüchtlinge i.d.R.
nach 5-jährigem Aufenthalt in
Deutschland. Dies gilt beson-
ders auch für Kriegsflüchtlinge
aus dem ehemaligen Jugoslawi-

en. (Gesetzesinitiative)
- Erteilung einer Aufenthaltsbe-

fugnis nach Zjähriger  Duldung
(EM9

Schutz von Flüchtl ingen

Der Schutz von Flüchtlingen muß
sich an ihrer Gefährdung orien-
tieren und nicht an Einzelheiten
des Fluchtwegs oder an rechtli-
chen Fiktionen wie z.B. der Be-
schränkung auf den Nachweis
,,staatlicher Verfolgung”.

W i r  f o r d e r n  d a h e r :
- Niemand darf abgeschoben

werden, dem in seinem Her-
kunftsland Gefahr für Leib und
Leben droht. Dies gilt besonders
auch dann, wenn die Bedro-
hung durch Klima, Katastro- a
phen, Bürgerkriege und nicht- ’
staatliche Verfolgung herbeige-
führt wurde.
(Anwendung der im Ausländerrecht
vougesehenen  Möglichkeit der Verhän-
gung von Abschiebungsstopps nach §
54 AuslG  sowie Gesetzesinitiativen: in
$30 Abs. 2 AsylVfT; wird die Ein-
schränkung auf staatliche Verfolgung
aufgehoben; in $53  Abs. 4 AuslG
wird die Einhaltung der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte für die deutsche
Rechtsprechung verbindlich gemacht.)

- Flüchtlinge dürfen nicht in ein
drittes Land abgeschoben wer-
den, in dem die Gefahr besteht,
daß sie weiter in ihr Herkunfts-
land zurückgeschoben werden
(Refoulement- Verbots nach Art. 33
GFK) (Gesetzesinitiative zur Ände-
rung von j 34 a AsylVG:  Verhinde- &

rung der rechtswidrigen Weiterschie-
bung im Rahmen einer Einzelfallprii-
fung)  n Jeder Flüchtling hat An-
spruch auf ein ordentliches Asylver-
fahren. (Gesetzesinitiative: in j 18 a
AsylV’  wird die Flughafenregelung
gestrichen)

Unterbringung und Vertei lung
von Flüchtl ingen

Die zentrale Unterbringung von
Flüchtlingen in Sammellagern
dient dem fragwürdigen Ziel,
Flüchtlinge durch eine möglichst
schäbige Behandlung im Bundes-
gebiet abzuschrecken. Diese Un-
terbringung ist teuer, verursacht
hohe Folgekosten, ist familien-
feindlich und macht krank. Sie



bewirkt gesellschaftliche Distanz
zu Flüchtlingen und fördert die
Fremdenfeindlichkeit.

Wir fordern daher:
- Eine Unterbringung von Asylbe-

werberlnnen in Sammellagern
darf nur im Rahmen des gesetz-
lichen Aufnahmeverfahrens er-
folgen.

- Nach Abschluß des Aufnahme-
verfahrens, jedoch spätestens
nach 3 Monaten, werden alle
Asylbewerberlnnen aus den ZA-
Sten auf die kommunalen Ge-
bietskörperschaften verteilt.
Hierbei ist die persönliche und
familiäre Situation der Betref-
fenden zu berücksichtigen.

- Es gilt das Prinzip der dezentra-
len Unterbringung in Wohnun-
gen. Die Außenstellen der ZA-

*
Sten werden geschlossen.\

- Für die Unterbringung von
Flüchtl ingen werden Mindest-
standards festgelegt, die sich
am BSHG zu orientieren haben.

- Die politische Verantwortung
für die dezentrale Unterbrin-
gung und Versorgung in den
Kommunen liegt bei den zu-
ständigen kommunalen Fach-
a u s s c h ü s s e n .

RechtBeratung

Wie keine zweite gesellschaftliche
Gruppe unterliegen Flüchtlinge
gesetzlichen Beschränkungen
und Reglementierungen ihres Le-
bensalltags. Das komplizierte
Asylverfahrensrecht ist für Laien

1e
um verständlich und stellt die

Betroffenen vor Probleme, die sie
ohne Unterstützung kaum lösen
können. In dieser Situation be-
darf es einer umfassenden Bera-
tung der Betroffenen sowie einer
Klärung und Aufarbeitung von
Einzelfällen

Wir fordern daher:
- Gewährleistung des Anspruchs

auf eine unabhängige Verfah-
rensberatung vor Beginn des
Aufnahmeverfahrens in den ZA-
Sten für jeden Flüchtling. (Ge-
währleistung und Ausbau der vorhan-
denen Verfahrensberatungen)

- Gewährleistung einer sozialen
und rechtlichen Fachberatung
und der medizinischen Unter-
stützung für Flüchtlinge unab-
hängig vom Status durch eine
flächendeckende, qualifizierte

Sozialarbeit.
- Einrichtung einer Clearingstelle

für Einzelfälle in Niedersachsen
bei einem freien Träger

Härtefälle

Der Gesetzgeber hat sich durch
die besonders rigide Formulie-
rung des Ausländergesetzes in
vielen Fällen selbst bei ausgespro-
chenen Härtefällen die Eingriffs-
und Korrekturmöglichkeit ge-
nommen.

Wir fordern daher:
- Die Aufnahme einer Härtefallre-

gelung in das AuslG  (Gesetzesi-
nitiative zur Änderung des $55  Abs. 4
AuslG)

- Die Einrichtung eines Härtefall-
beirats bei der Landesregierung
zur Beratung im Ermessens-
und Verfahrensbereich

- Die Sicherstellung der aufschie-
benden Wirkung von Petitionen
vor der Durchführung nicht re-
vidierbarer Zwangsmaßnahmen
(z.B. Abschiebung)

AbschiebungMbschiebungshaft

Abschiebungen können für die
Betroffenen existentielle Bedeu-
tung haben. Beurteilungs- und
Verfahrensfehler der Verantwort-
lichen sind i.d.R. nicht revidierbar
Wir fordern daher,
daß die Landesregierung ihrer
Verantwortung für die dem Land
Niedersachsen anvertrauten
Flüchtlinge besonders sorgfältig
nachkommt, insbesondere durch:

- Verbindliche und sorgfältige
Einzelfallprüfung durch die Aus-
länderbehörde vor einer Ab-
schiebung ( E r l a ß )

- Offizielle Anhörungen zur Beur-
teilung der Menschenrechtsitua-
tion in den jeweiligen Her-
kunftsländern.

- Erlaß von Abschiebungsstopps
für alle Flüchtlinge oder für be-
stimmte Gruppen von Flüchtlin-
gen aus Ländern, in denen Ge-
fahren für Leib, Leben und Frei-
heit drohen. (Anwendungdes $54
AuslG)

Abgelehnte Asylbewerberlnnen
sind keine Kriminellen; sie wer-
den jedoch in der Abschiebungs-
haft tatsächlich sogar noch

schlechter gestellt als Untersu-
chungs- und Strafgefangene.

Wir fordern daher:
- Den grundsätzlichen Verzicht

auf Abschiebungsgefängnisse
und Internierungs-Einrichtun-
gen

- Stattdessen wirkungsvolle Maß-
nahmen zur Vermeidung von
Abschiebungshaft

- Ein grundsätzliches Verbot, Kin-
der und Jugendliche in Abschie-
bungshaft zu nehmen.

- Gewährleistung einer angemes-
senen Betreuung in dieser Aus-
nahmesituation ( z .B .  su i z ida le  Ge-

fährdung in Abschiebungshaft

In der Zeit vor einer zwangswei-
sen Rückkehr in das Herkunfts-
land ist für die Betroffenen die
Kommunikation besonders wich-
tig.

ISolange  es noch Abschiebungshaftj
-gibt, fordern wir daher:

- Aufhebung der Einschränkun-
gen in der Besuchsregelung für
Angehörige, Freundlnnen und
Hilfsorganisationen

- Aufhebung der tatsächlichen
und zeitlichen Einschränkungen
in der Telekommunikation

Abschiebung kann für behand-
lungsbedürftige Kranke zur exi-
stentiellen Notlage führen, wenn
keine Anschlußbehandlung er-
folgt (z.B. Krebs- und Viruser-
krankungen, komplizierte opera-
tive Nachbehandlung). Darüber
kann eine Untersuchung auf Rei-
se- oder Transportfähigkeit nichts
aussagen.

Wir fordern daher:
- Vor der Abschiebung behand-

lungsbedürftiger Flüchtlinge ist
die Gewährleistung der Grund-
und Anschlußbehandlung zu
klären. Hierzu sind Stellungnah-
men unabhängiger Hilfsorgani-
sationen beizuziehen (z.B. IPP-
NW, medico  international)

IKirchenasyl 1

Das Kirchenasyl ist Ausdruck kol-
lektiver Gewissensnot und hat in
vielen Fällen zur Revision von Ent-
scheidungen oder zumindest zu
einer erträglicheren Lösung von
Problemsituationen geführt, Das



Land ist auf das Institut Kirchen-
asyl schon deshalb angewiesen,
weil kein Politik-, Rechts- und
Verwaltungsweg menschlich un-
tragbare und unerträgliche Situa-
tionen mit Sicherheit aussch-
ließen kann.

Wir fordern deshalb
- Die grundsätzliche und generel-

le Respektierung des Kirchen-
asyls: Kirchenasyl liegt dann vor,
wenn sich Flüchtlinge in kirchli-
cher Obhut befinden.

- Die humanitäre Lösung für alle
bestehenden Kirchenasyl-Fälle in
Niedersachsen

Gesundheitliche
und ärztliche Versorgung

Verfolaunas- und Fluchterlebnisse
führenzw&gsläufig  zu erhebli-
chen körperlichen, psychischen
und somatischen Beeinträchti-
gungen und Erkrankungen. Ar-
mut, Arbeitslosigkeit und soziale
und kulturelle Isolierung führt bei
allen Menschen, auch bei Flücht-
lingen, in hohem Maße zu Krank-
heit. Die Zahl mangel-ernährter
Kinder nimmt zu. Dennoch wer-
den Flüchtlinge durch die auf sie
angewandte medizinische und
ärztliche Notversorgung erheblich
schlechter gestellt als etwa So-
zialhi l feempfängerlnnen mit
deutschem Paß. Dies ist nicht nur
unmenschlich, sondern zieht in
der Regel auch erhebliche Folge-
kosten nach sich, die durch eine
sofortige Behandlung hätten ver-
mieden werden können.

Wir fordern daher:
- Einrichtung und Ausweitung

qualifizierter therapeutischer
Hilfsmaßnahmen für Folteropfer

- Angemessene Behandlungs-
möglichkeit für psychosoma-
tisch erkrankte Flüchtlinge

- Anpassung der gesundheitli-
chen und medizinischen Versor-
gung an das BSHG und die Lei-
stungen im Pflegefall

- Gewährleistung einer qualifi-
zierten Beratung und Versor-
gung in den noch vorhandenen
Sammelunterkünften, d.h. freie
Arztwahl, fachärztlich qualifi-
zierte Behandlung

- Sicherstellung patienten-beglei-
tender Dolmetscherdienste bei
freien Trägern

- Keine Einschränkung der Versor-
gung mit Heil- und Hilfsmitteln

Ilozialhilfe

Flüchtlinge werden zwangsweise
an eigener Erwerbsarbeit gehin-
dert und in Armutsversorgung
unterhalb des Existenzminimums
nach dem BSHG gehalten. Immer
häufiger werden Menschen allein
wegen Sozialhilfebezug abge-
schoben oder in die Illegalität ge-
trieben und Familien zerschlagen.

Wir fordern daher:
- Schluß mit Ausweisung und

Abschiebung von Flüchtlingen
wegen Armut und Obdachlosig-
keit . (Erlaß: Gesetzesinitiative zu $

46 AuslG)

- Rücknahme des Arbeitsverbots
und Abschaffung des einge-
schränkten Arbeitsmarktzu-
gangs für Flüchtlinge (Gesetzesi-

nitiative)

- Gleichbehandlung von Flücht-
lingen gern. 5  2 AsylbLG  mit
Sozialhilfeempfängerlnnen  und
Arbeitslosen mit deutschem Paß

- Leistungsgewährung auf der
Grundlage des BSHG, also Ab-
schaffung des Asylbewerberlei-
stungsgesetzes (Gesetzesinitiative)

- bis zur Umsetzung: Festlegung
verbindlicher Mindeststandards
in Anlehnung an das BSHG

- Ablehnung jeglicher weiterer
Verschärfung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes; insbes. Ab-
lehnung von Gesetzesinitiativen,
die eine Kürzung oder Strei-
chung von Leistungen für aus-
reisepflichtige  Personen zum
Ziel haben

- Bestimmen von Bargeld als Re-
gelform der Leistung für Flücht-
linge (Erlaß)

- Ablehnung der Einführung ei-
ner AsylCard

- Neue Erstattungspauschale für
die Kommunen auf Grundlage
gesetzlicher Ansprüche (BSHG
u .a  .)  (Änderung  des  Aufnahmegese t -

zes)

- Gewährleistung einer sozialen
Fachberatung für Flüchtlinge
unabhängig vom Status durch
eine flächendeckende Sozialar-
beit

Frauen

Frauen können wie Männer allge-
meinen Menschenrechtsverlet-
zungen ausgesetzt sein, darüber
hinaus jedoch zusätzlich einer
spezifischen Verfolgung aufgrund

ihres Geschlechts. Die Asylpolitik
und das Asylrecht orientieren sich
aber immer noch in erster Linie
an dem männlichen, politisch be-
wußten und politisch auch nach
außen hin aktiven Flüchtling.
Frauen dagegen stehen in einem
anderen Verhältnis zur öffentlich-
keit, leben häufig andere Formen
des Widerstandes: Die sozialen
Schranken schließen sie vom öf-
fentlichen Leben aus und begren-
zen ihre Tätigkeit auf den fami-
liären Bereich.

Damit frauenspezifische Verfol-
gung asylrelevant wird, und die
Rechte von Frauen (Menschen-
rechte sind Frauenrechte) berück-
sichtigt werden,
fordern wir:
- geschlechtsspezifische Verfol-

gung als Abschiebungshinderni
in g  51 AuslG festzuschreiben q- !
(Gesetzesinitiative)

- die Durchführung von An-
hörungen und Übersetzungen
durch weibliche Bedienstete des
Bundesamtes und Dolmetsche-
rinnen ( S o w e i t  d e r  B u n d  z u s t ä n d i g

ist, fordern wir das Land auf entspre-

chende Regelungen gern. nationaler

und internationaler Beschlüsse einzu-

fordern)

- die umfassende Berücksichti-
gung und Würdigung der Situa-
tion von Frauen in den Lagebe-
richten des Auswärtigen Amts,
die qualifizierte Beurteilung der
Gefährdung von Frauen bei der
Prüfung von Abschiebungshin-
dernissen (For t -  und  Wei t e rb i ldung

der jeweils Zuständigen: soweit der

Bund zuständig ist, fordern wir das
aP

Land auf; entsprechende Regelungen -k

einzufordern)

- die Ausweitung qualif izierter
Beratungs- und Therapieange-
bote für Flüchtlingsfrauen

- die Gewährleistung einer gleich-
berechtigten Repräsentanz von
Frauen in Kommissionen beim
Landtag

- ein eigenständiges Aufenthalts-
recht für Personen, deren Auf-
enthaltsrecht bislang vom Be-
stand und der Dauer der Ehe
abhängig gemacht wird, mit
der Eheschließung (Gese t ze s in i t i a -

tiven zu 9 19 AuslG)

- einen verbesserten Zeuginnen-
und Opferschutz (z. B. Sonder-
dezernate für das Delikt Men-
schenhandel bei den Staatsan-
waltschaften, Nebenklagebe-
fuanis auch bei ..einfachem”. .



Menschenhandel (§ ]80b  StGB)
For tb i ldungen be i  Kr imina lpol i -
zei ,  Staatsanwaltschaft ,  Gericht
und Ausländerbehörde) ,  sowie
eine Aufenthaltsgenehmigung
und Arbe i tser laubnis  für  d ie  Op-
fer  von Menschenhandel  (i.d.R.
Frauen)  (Gese t zes in i t ia t i ve )

- D ie  E inr ich tung  von  Frauen-
f lücht l ingshäusern a ls  Schutz
von Frauen vor  Gewal t  ihrer
Ehemänner ,  Väter ,  Verwandten,
vor  F rauenhänd le rn / - innen ,
Schleppern/ - innen,  , , i l legalen”
Arbei tgebern/ - innen,  vor  sexuel -
ler  Gewal t  durch Mitbewohner
oder  Heimverwal tung,  und be i
drohender  f rauenspez i f ischer
Verfo lgung im Herkunfts land

- D ie  Durch führung  von
amtsärzt l ichen Untersuchungen
be i  F lüch t l ings f rauen  durch  Ärz-

a t innen.
i

Kinder

Flücht l ingsk inder ,  insbesondere
unbeglei tete  Kinder ,  s ind in  ganz
besonderer  Weise von öffent l i -
c h e r  F ü r s o r g e  a b h ä n g i g .  D e n -
noch  werden  e insch läg ige  K in -
derschutzgesetze  für  F lücht l ings-
k inder  systemat isch ignor ier t .

Wir fordern daher:
- S t re ichung der  sog .  Asy lmün-

digkeit (16 J.)  vor der allgemei-
nen Mündigkeit  (18 J. )  und
vol le  Anwendung des  Kinder -
und Jugendhilfe-Gesetz (KJHG)
einschl ießl ich der  gesetz l ichen
Altersgrenzen (Gesetzesinitiative

a
zum § 12 AsylV’)

- Gewährle istung der  vol len An-
wendung der  UN-Kinderrechts-
konvention (Gesetzesinitiative zur
Aufhebung des Nachrangs des Kin-
derrechts vor dem AuslG)

- Ke ine  Unterbr ingung von unbe-
gle i teten Minder jähr igen in
Sammellagern;  6-monatiges
Clearingsverfahren sowie Ge-
währle istung einer  qual i f iz ier ten
Betreuung in  Jugendhi l fee in-
richtungen

- V o r r a n g  v o n  Einzel-Nereinsvor-
m ü n d e r n  v o r  a m t l i c h e r  V o r -
mundschaf t

- Verbot  der  Abschiebungshaf t
f ü r  K i n d e r  u n d  J u g e n d l i c h e

- Verbot  der  Absch iebung unbe-
gle i te ter  Minder jähr iger

- E inr ichtung und Auswei tung
qual i f iz ier ter  therapeut ischer
Hi l fsmaßnahmen für  Kinder

- G le ichberecht ig ter  Zugang zum
Bildungssystem für  Flücht l ings-
k inder  und - jugendl iche  F lücht -
l inge unabhängig vom Status

- Schulpf l icht  und ungefährdeter
Schu lbesuch  auch  fü r  K inder
von F lücht l ingen ohne Status
oder  z .B.  im Kirchenasyl

- Ausweitung des muttersprachl i -
chen Unter r ichts  zur  Verbesse-
rung  der  B i ldungschancen

- G le ichberecht ig ter  Zugang zum
beruf l ichen Ausbi ldungssystem
für  F lüch t l ingsk inder  und  ju -
gend l iche  F lücht l inge  unabhän-
gig vom Status

- Verbesserung  der  beru f l i chen
Qual i f iz ierungsmaßnahmen für
Jugendl iche ohne deutschen
Paß,  Verbesserung  der  Nach-
qual i f i z ierung bei  B i ldungsab-
schlüssen,  sowie  Neuordnung
und  Er le ich te rung  der  Anerken -
nung von Bi ldungs-  und Berufs-
abschlüssen N d s .  K u l t u s -  u n d  W i s -
senschaftsministerium; sowie Gesetze-
sinitiative)

- Aufhebung  der  E inschränkun-
gen für  aus ländische Studieren-
den,  z.B.  Verlust des Bleibe-
rechts  bei  Wechsel  des Studien-
gang (Gesetzesinitiative zum $28
Verw VG. Aufhebung des Vorrangs des
AuslG vor dem Hochschul-Rahmenge-
setz)

Familie

Der verfassungsmäßige Schutz
der  Fami l ie  ha t  für  F lücht l inge
kaum Gült igkeit .  Famil ienstruktu-
ren  werden  durch  d ie  F lüch t l ings -
v e r w a h r u n g  u n d  - V e r w a l t u n g  z e r -
schlagen,  d ie  Entwick lungsmög-
l ichkei t  der  K inder  verh inder t ,  Fa-
mi l ienzusammenführungen s ind
stark e ingeschränkt ,  Lebensge-
meinschaf ten werden verh inder t ,
Eheschl ießungen behinder t .

W i r  f o r d e r n  d a h e r :
- Schutz  vor  Absch iebung  auch

für  Fami l ienangehör ige  von  po-
l it isch Verfolgten (Gesetzesi-
nitiativen zum 5 26 AsylVfG Ein-
beziehung von Konvent ions-
f lücht l ingen,  St re ichung der  Be-
d ingung  e iner  , ,unverzüg l ichen”
Antragste l lung,  Schutz  auch bei
S c h e i d u n g  o d e r  T o d )

- Fami l iennachzug für  b le ibebe-
recht ig te  F lücht l inge ohne Soz i -
alklausel

- Kein Auseinanderre ißen von Fa-
mi l i en  durch  Absch iebung

- Schutz  von eheähnl ichen Le-
bensgemeinschaften (z.B. we-
gen der  of tmals  unüberwindl i -
chen Schwier igkei ten be i  der
Beschaffung der  Heiratspapiere)

- Schutz  von g le ichgeschlecht l i -
chen Lebensgemeinschaften

Fachkompetenz und Verwaltungs-
vereinfachung in Niedersachsen

Die Stre ichung der  Mindeststan-
d a r d s  f ü r  U n t e r b r i n g u n g ,  V e r s o r -
gung,  S icherhe i t  e tc .  von F lücht -
l ingen mit  dem Ziel  von Verwal-
tungsvere infachung und Persona-
le insparung  war  fa lsch  und  kon-
t raprodukt iv .

W i r  f o r d e r n  d a h e r :
- Umst ruk tur ie rung  der  Zustän-

digkei t  für  Migrat ions-  und
Flücht l ingsbelange auf  d ie  fach-
l ich  zuständigen und dafür
kompetenten Ministerien: insbe-
sondere betr i f f t  d ies

- das  Soz ia lmin is ter ium für  Unter -
b r i n g u n g  u n d  L e i s t u n g s r e c h t

- das Kultusminister ium für Bi l -
dung  und  Ausb i ldung

- das Just izminister ium für  Fragen
des Asyl -  und Ausländerrechts

- D ie  Verbesserung der  Hand-
lungskompetenz  durch  d ie  E in -
r ichtung e ines interminister ie l -
len Migrations-Referats  für in-
terkulturel le Angelegenheiten

- Stärkung der  Kompetenz der
Ausländerkommission

- Anhörungsrecht  des  nds .
F l ü c h t l i n g s r a t s  u n d  a n d e r e r  V e r -
bände vor  Beschlußfassung
über  Landesgesetze  und  Ver -
ordnungen,  d ie  Migrant lnnen
und Flücht l inge betref fen

- Änderung des Aufnahmegeset-
zes zur  Verwal tungsvereinfa-
c h u n g  u n d  S t ä r k u n g  d e r  K o m -
petenz auf  der  (kommunalen)
Handlungsebene

- Vers tärk te  pro jek tbezogene  För -
derung  der  m igra t ions -  und
flüchtl ingspol i t ischen Ini t iat iven
sowie verstärkte insti tut ionelle
F ö r d e r u n g  i h r e r  D a c h o r g a n i s a -
t ionen, soweit  diese landesweit
tät ig sind.



“Soweit für eine Eheschließung nigerianische Staatsan-

gehörige sich dieser ,,Unannehmlichkeit“ nicht unterzie-

hen wollen, habe ich keine Bedenken, wenn die zuständi-

ge Ausländerbehörde den Aufenthalt beendet.”

Abschiebung
bei bevorstehender

Eheschließurinu
Nds. Znnenministeriutn  *

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Weber,

ich bitte zunächst um Verständ-
nis, daß die Beantwortung Ihres
Schreibens vom 22. August 1997
leider längere Zeit in Anspruch
genommen hat, da zunächst
noch personenstandsrechtliche
Fragen zu klären waren.

“Bei der Zumutbarkeit
der Kosten ist daher der
Lebensstandard und das
Preisniveau der Bundes-

republik Deutschland
ebenso zu beriicksichti-
gen, wie z.B. der Wert,
den die Eheschließung

abgelehnter Asylbewer-
berinnen und Asylbewer-
bern mit deutschen Ehe-
partnern mit sich bringt,

nämlich ein rechtlich und
finanziell gesichertes

Aufenthaltsrecht. ”

Mein von Ihnen angesprochener
Runderlaß vom 8. Februar 1996
war seinerzeit erforderlich gewor-
den, um eine einheitliche Verwal-
tungspraxis sicherzustellen hin-
sichtlich des Vollzuges einer be-
stehenden Ausreiseverpflichtung
bei Ausländerinnen und Auslän-
dern, die eine Eheschließung be-
absichtigen und dadurch ein Auf-
enthaltsrecht erwerben können.

Die Frage, welche Unterlagen
letztlich zur Anordnung eines
Aufgebotes vorgelegt werden
müssen, ist von den der ordentli-
chen Gerichtsbarkeit unterliegen-
den Standesämtern zu bewerten.
In personenstandsrechtlicher Hin-
sicht kann dem von der deut-
schen Botschaft in Lagos unter-
breiteten Vorschlag, auf eine Le-
galisation nigerianischer Perso-
nenstandsurkunden zu verzichten
und statt dessen auf andere Be-
weismittel wie die Abgabe einer
eidesstattlichen Versicherung
zurückzugreifen, nicht gefolgt
werden:

Zwecks Anerkennung öffentlicher
ausländischer Urkunden im Bun-

* Bearbeitet von Herrn Abura

desgebiet und zum Beweis ihrer
Echtheit kann gemäß 5  438 Zivil-
prozeßordnung i.V. mit 0  13 Kon-
sulargesetz deren Legalisation
durch die zuständige deutsche
Auslandsvertretung verlangt wer-
den. Anläßlich von Eheschließun-
gen ausländischer Staatsangehö-
riger im Bundesgebiet fordern
Standesämter und Oberlandesge-
richte regelmäßig die Legalisation
von Urkunden aus denjenigen
Ländern, deren Urkunden in ho-
hem Maße gefälscht oder inhalt-
lich unrichtig sind; zu diesen Län-
dern zählt auch Nigeria.

Voraussetzung für die Zulässig-
keit einer eidesstattlichen Versi-
cherung zum Nachweis des Per-
sonenstandes ist gemäß 5 5 Abs.
3 Personenstandsgesetz, daß die
Beschaffung der für die Prüfung
der Ehefähigkeit erforderlichen
Urkunden nicht oder nur mit er-
heblichen Schwierigkeiten oder
unverhältnismäßig hohen Kosten
möglich ist und der Personen-
stand nicht durch kirchliche oder
andere beweiskräftige Bescheini-
gungen nachgewiesen werden
kann.

Diese Voraussetzungen sind im
Hinblick auf Nigeria nicht gege-
ben. Nigeria stellt Personen-
standsurkunden aus. Die Tatsa-
che, daß für die Beantragung,
Ausstellung und Legalisation ei-
ner Urkunde im Ausland längere
Zeit benötigt wird als für die Aus-
stellung inländischer Urkunden,
genügt für sich allein noch nicht,
erhebliche Schwierigkeiten zu be-
gründen. Derartige Schwierigkei-
ten können z.B. gegeben sein,
wenn in dem Land, aus dem Ur-
kunden beschafft werden sollen,
Bürgerkrieg herrscht oder die
deutsche Auslandsvertretung ihre
Tätigkeit eingestellt hat.

Die Frage, welche Kosten unver-
hältnismäßig hoch sind, ist zwar
auch nach den Vermögensver-
hältnissen beider Verlobten zu-
sammengenommen, in erster Li-
nie jedoch nach objektiven Merk-
malen zu beurteilen. Bei der Zu-
mutbarkeit der Kosten ist daher
der Lebensstandard und das
Preisniveau der Bundesrepublik
Deutschland ebenso zu berück-
sichtigen, wie z.B. der Wert, den
die Eheschließung abgelehnter
Asylbewerberinnen und Asylbe-

werbern mit deutschen Ehepart-
nern mit sich bringt, nämlich ein
rechtlich und finanziell gesicher-
tes Aufenthaltsrecht. Nach Erfah-
rungen der Standesämter und
der deutschen Auslandsvertretun-
gen sind die ehewilligen Auslän-
derinnen und Ausländer sowie
deren deutsche Verlobte auch
fast ausnahmslos bereit, die mit
der Urkundenbeschaffung und
Legalisation verbundenen Kosten
zu tragen.

Ihr Hinweis, daß die von der
Deutschen Botschaft angeführte
Möglichkeit einer Feststellung des
Familienstandes nigerianischer
Heiratswilliger durch einen von
der Deutschen Botschaft beauf-
tragten vertrauenswürdigen
Rechtsanwalt nicht nur teuer
sondern auch sehr zeitaufwendigt
ist, kann ich nicht nachvollziehen.
Sowohl im Interesse der künfti-
gen Eheleute an der Rechtsgültig-
keit ihrer Ehe als auch aus Grün-
den allgemeiner Rechtssicherheit
halte ich dieses Verfahren weiter-
hin für erforderlich und im Hin-
blick auf die dabei entstehenden
Kosten und den notwendigen
Zeitaufwand von den Betroffenen
für hinnehmbar. Derzeit sehe ich
keine Möglichkeit, von der beste-
henden Forderung nach einer Le-
galisation nigerianischer Perso-
nenstandsurkunden abzusehen,
auch wenn ich die für den einzel-
nen damit verbundenen Schwie-
rigkeiten nicht verkenne. Soweit
für eine Eheschließung nigeriani-
sche Staatsangehörige sich dieser
,,Unannehmlichkeit” nicht unter- [
ziehen wollen, habe ich keine Be-
denken, wenn die zuständige
Ausländerbehörde den Aufent-
halt beendet. Auch eine anläßlich
einer Ressortbesprechung des
Auswärtigen Amtes im August!
September letzten Jahres zu
Grundsatzfragen der Legalisation
ausländischer Urkunden durch
deutsche Auslandsvertretungen
in sogenannten Problemstaaten
durchgeführte Bund-/ Länderum-
frage hat ergeben, daß eine Än-
derung der Rechtslage und Praxis
hinsichtlich der Legalisation aus-
ländischer Urkunden nicht beab-
sichtigt ist.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage

Middelbeck



Start-Card  im Asylverfahren:

Asyl-Card
“Ich halte es für fraglich, ob ein solcher

Chipkarteneinsatz mit dem Menschenbild
des deutschen Grundgesetzes vereinbar ist.”

Dr .  Th i lo  Weichert*

Stel lungnahme zu

“ L e i s t u n g s b e s c h r e i b u n g  z u r  E r -
stel lung einer  Machbarkei tsstudie
zum Einsatz  e iner  Smart -Card im
Asylverfahren”

Die im Betreff genannte Lei-
s tungsbeschre ibung  der  “Bund-
/Länderarbei tsgemeinschaft
Smart-Card” vom Dezember
1996 ist mir zugegangen. Hierzu
äußere  ich  mich wie  fo lgt  ( in
Klammern aufgeführte Sei tenzah-
len sind Verweise auf die jeweil i -
ge Sei te  der  Leistungsbeschrei -
bung):

Mit Schreiben vom 21.12.1994
nahm ich  ausführ l ich  Ste l lung
zum “Zwischenbericht der Bund-
/Ländera rbe i tsgruppe  zu r  Harmo-
nis ierung der  Verwal tungsabläufe
im Asylverfahren”.  Dabei  führte
ich aus,  daß Eingr i f fe  in  das
Grundrecht  auf  in format ionel le
Selbstbest immung nur  bei  Vor l ie -
gen eines überwiegenden Al lge-
meininteresses gerechtfert igt  sein
können. Die Notwendigkeit  einer
bundesweit  e inhei t l ichen “Smart-
Card” im Asylver fahren (wird  im
weiteren, wie ursprünglich, “Asyl-
Card”  genannt )  w i rd  auch in  der
Le is tungsbeschre ibung  n ich t  da r -
getan.

Ich  ha l te  d ie  e ingeschlagene  Vor -
gehensweise bei  der  Durchset-

* Der Landesbeaufrragte  für  den Datenschutz Niedersachsen
Dr Weichert

Stellungnahme an das Nds.  Innenministerium

zung der  Asy lCard  für  höchst
problematisch.  Statt  die Notwen-
digkeit  und die konkrete Ausge-
stal tung dieser AsylCard in einem
öffent l ichen par lamentar ischen
F o r u m  z u  e r ö r t e r n ,  w i r d  d i e
grundsätz l iche Notwendigkei t  der
Kar te  durch  e ine  rech t l i ch  n ich t
vorgesehene informel le  Bund-
/Länderarbei tsgruppe unterste l l t .
Die konkrete Ausgestaltung des
Systems sol l  den Auftragnehmern
einer  Machbarkei tsstudie  übertra-
gen werden.  E ine  ergebnisof fene
Diskussion über  d ie  mi t  der  Asyl-
Card zwangsläuf ig  verbundenen
massiven Eingri f fe  in  das Recht
auf informationel le Selbstbestim-
mung wurde  o f fens ich t l i ch  n ich t
erwogen.  Angesichts  der  Reakt io-
nen auf  die  ersten Über legungen
zur AsylCard Anfang 1995 wie
auch der  aktuel len Medienbe-
r ichterstat tung (z .B.  Der  Spiegel
5/1997,17)  ist  davon auszuge-
hen,  daß in der  Öffent l ichkei t  e in
starkes Interesse an dieser Debat-
te besteht.

Diese Debatte ist  insbesondere
nöt ig,  da die  AsylCard nicht  der
Endpunkt ,  sondern Ausgangs-
punkt  e iner  wei teren technischen
Entwicklung sein sol l .  Die Lei-
s tungsbeschre ibung geht  davon
aus,  daß mit  der  AsylCard e ine
Basistechnik eingeführt  werden
sol l .  Schon jetzt  sol len “wei tere
Ausbau- und zusätzl iche Nut-
zungsmögl ichkei ten” in  “Randbe-
re ichen des  Asylver fahrens”  un-
tersucht  werden,  evt l .  “ im Hin-
b l ick  auf  e ine denkbare  europäi -
sche Zusammenarbei t  -auch in

anderen  Verwal tungsbere ichen”
(5.18).  Weitere Nutzen für Asyl-
suchende oder  andere Bete i l igte
sollen erzielt werden (5.14, 16).
Es ist  sogar davon die Rede,  daß
der  “Zwang zur  Wei terentwick-
lung systemimmanent” sei (5.22)
In  der  pol i t ischen Diskussion wur
de die Verwendung von Chipkar-
ten für  Nicht-Deutsche al lgemein
oder  für  andere  Gruppen (z .B .
Sozia lh i l feempfänger innen und -
empfänger )  e rör ter t .

Zielsetzung der AsylCard ist
durch  S tandard is ie rung  d ie  Redu
z ie rung  der  Feh le rquote  be i  der
Datenerfassung und des damit
verbundenen Verwal tungsauf-
wands.  Grunddaten sol len  ohne
großen Aufwand e indeut ig  e iner
Person  zugeordnet  werden .  Nur
einmal  sol l  e ine Erfassung der
personenbezogenen Ident i f iz ie-
rungsdaten er fo lgen (5 .7  f.).
Nicht  berücksicht ig t  wurde,  daß
bei  der erstmal igen Datenerfas-
sung ebenso Fehler  auftreten
können wie  bei  späteren Erhe-
bungen. Das geplante System
führt  damit  weniger  zu e iner  Re-
d u z i e r u n g  v o n Erfassungsfehlern,
sondern  zu  e iner  Standard is ie -
rung dieser  Fehler .  Die  Gefahren
einer  Fa lscher fassung werden da-
mit  potenziert .  Die Erfassung kor
rekter  Daten is t  e in  grundlegen-
des datenschutzrecht l iches Anl ie-
gen.  Dieses Anl iegen wird von
der  Le is tungsbeschre ibung an
keiner  Stel le  berücksicht igt .  Es
werden ke ine Ausführungen ge-
macht ,  wie Falscherfassungen
vermieden werden sol len  bzw.



w i e  n a c h t r ä g l i c h  e r k a n n t e  ,
Fa lscher fassungen  kor r ig ie r t  wer -
den können.

Der  Le is tungsbeschre ibung zufo l -
ge sol l  die Nutzungsdauer späte-
stens mit  der tatsächl ichen Auf-
enthal tsbeendigung enden (5.7).
Diese Aussage ist  zumindest irre-
führend.  Die  Mögl ichkei t ,  daß e in
Asylver fahren  anders  a ls  durch
Beendigung des tatsächl ichen
Aufenthal ts  abgeschlossen wer-
den  kann,  z .B .  durch  Anerken-
nung  der  po l i t i schen  Ver fo lgung ,
durch Er te i lung e iner  Aufenthal t -
ser laubnis ohne bestandskräft i -
gen  Asy lbesche id  oder  durch  E in -
b ü r g e r u n g ,  w i r d  ü b e r h a u p t  n i c h t
in  Erwägung gezogen.  Es  is t  un-
klar ,  ob die  Asylcard in  diesen
Fäl len wei tergenutzt  werden sol l .

rc. s so l len  Vorschläge  für  d ie
Schaffung eines bundesweit  e in-
deut igen ,  behördenübergre i fen -
d e n  Z u o r d n u n g s k r i t e r i u m s  p r o
Person vorgelegt  werden (5 .8) .
Gegen die Aufnahme eines sol-
c h e n  Z u o r d n u n g s k r i t e r i u m s  h a b e
ich  in  meinem Schre iben  vom
21.12.1994 Bedenken geäußert.
Dieses sol l  als Personenkennzei-
c h e n  z u r  V e r k n ü p f u n g  u n t e r -
schied l icher  verarbe i tender  Ste l -
len genutzt werden. 1976 hat
der  Innenausschuß des Bundes-
tags festgestel l t ,  daß ein Perso-
nenkennzeichen ver fassungswid-
r ig  wäre .  Personenbezogene  Ord -
nungsmerkmale,  Geschäftszei-
chen oder  Kennzi f fern  müssen
auf interne Hil fsfunktionen be-

bchränkt  werden (vgl. Belz, Mel-
deG  für Ba.-Wü., 3. Aufl. 1987, §
6  RZ.  3 ) .  Sowei t  b isher  vergle ich-
bare  personenident i f i z ie rende
Nummern zugelassen sind,  ist
deren Nutzung auf  d ie  Nutzung
einer  Ste l le  oder  für  e inen  Zweck
beschränkt (vgl. §§ 3 Abs. 3 u.  4
Abs. 2 PersAuswG, §§ 16 Abs. 2
IJ.  18 Abs. 2 PaßG, 0 10 Abs. 4
AZRG;  g 24 NMG - entsprechen-
de Regelungen gibt  es in  den an-
deren Länder-Meldegesetzen;  5
290 Satz 2 SGB V).

Die geplante AsylCard sol l  zur
Verh inderung bzw.  Bekämpfung
der  unterschiedl ichsten Rechts-
verstöße genutzt  werden:

- Vermeidung mehr facher  Le i -
s tungsgewährung bzw.  Verh inde-
rung  von  Le is tungsmißbrauch ,

- schnel les Erkennen i l legaler  Auf-
enthalte,
- Erzwingung räumlicher Aufent-
hal tsbeschränkungen,
- schne l les  Erkennen i l lega ler  Ar -
beitsaufnahmen (5.8).
Außerdem so l l  e ine  bessere  Er -
re ichbarke i t  der  Asy lbewerber
(z .B.  zum Zweck der  Bescheidzu-
ste l lung)  und e ine Verbesserung
der  Logist ik  bei  Aufnahme und
Unterbr ingung gewähr le is te t
werden (5.10).  Diese Umschrei-
bung bedeutet ,  daß die  Kontrol l -
dichte bei  Asylsuchenden in al len
Lebensbere ichen  ausgebaut  wer -
den sol l .

In  meinem Schre iben vom
21.12.1994 habe ich zum Aus-
druck  gebrach t ,  daß  das
Grundkonzept ,  das in  der  aktuel -
len  Le is tungsbeschre ibung ge-
genüber  dem damal igen Zwi -
s c h e n b e r i c h t  n o c h  e r w e i t e r t  w o r -
den is t ,  mi t  den deutschen ver -
fassungsrecht l ichen Standards
n ich t  in  E ink lang  gebrach t  wer -
den kann.  Danach ist  das Erstel-
len von tei lweisen oder weitge-
hend vo l ls tändigen Persönl ich-
kei tsbi ldern unzulässig .  Das Ver-
fo lgen von n icht  mi te inander  zu
vere inbarenden Zwecken is t  un-
zulässig.  Mult i funktionale Daten-
verwendung muß auf  e in  gesetz -
l ich def iniertes Mindestmaß be-
schränkt  b le iben.  Vorratsdaten-
verarbei tung is t  unzulässig .  So-
z ia le  D iskr imin ierung is t  zu  ver -
h indern.  Wegen der  genauen Be-
gründung  d ieser  rech t l i chen
Anforderungen verwe ise  ich  auf
mein  o .g .  Schre iben .  In  der  Le i -
s tungsbeschre ibung wurden  d ie -
se  grav ierenden Bedenken n icht
aufgegriffen. Statt  sich mit  die-
sen  rech t l i chen  Fragen  zu
beschäft igen,  ver langt  s ie  nach
Maßnahmen zur “lmageverbesse-
r u n g e n  d e r  A n s p r u c h s b e r e c h t i g -
ten” (?) und zur Akzeptanzförde-
rung ,  insbesondere  gegenüber
der  Bevölkerung (S.9, 23). Die Be-
achtung ver fassungsrecht l icher
V o r g a b e n  d a r f  m . E .  n i c h t  d u r c h
Public-Relat ions-Aktivitäten er-
setzt  werden.  Welches Grund-
rechtsverständnis  der  Leistungs-
b e s c h r e i b u n g  z u g r u n d e  l i e g t ,  e r -
g ibt  s ich  schon aus deren Ein le i -
tung,  wo der  Datenschutz auf  e i -
ne Kategor ie  des , ,Bereichs
Rechtswissenschaf t”  reduz ier t
wird (5.6).

Zu den viel fäl t igen o.g. Zwecken
sol l  jederze i t  über  maschinel le
bzw.  opt ische Lesbarkei t  den je-
wei ls  befugten Einr ichtungen ei -
ne e indeut ige Ident i f iz ierung des
Kar ten inhabers  e rmög l ich t  wer -
den.  Dies setzt  voraus,  daß die
Betrof fenen dauernd bzw.  bei
praktisch al len relevanten Akti -
v i täten verpf l ichtet  werden,  die
Asylcard  mi t  s ich  zu  führen.  E in
solcher  umfassender  Ausweis-
zwang ist  in  der  deutschen
Rechtsordnung b isher  n icht  be -
kannt.

Es werden , , f lexible Auswertungs-
mögl ichke i ten”  geforder t ,  um
, ,kurzfr ist ig  unterschiedl iche stat i -
s t ische  Auswer tungen zu  ermög-
l ichen”.  Z .B.  für  P lanungszwecke
sol len , ,genauere  und aktuel lere
statist ische Angaben als bisher
ver fügbar”  gemacht  werden .
Derart ige stat ist ische Auswertun-
gen  e r fordern  e in  zent ra les  Zu-
sammenführen der  per  Chipkar te
generierten Daten.  Es wird also
d ie  Frage  angesprochen ,  ob  d ie
durch das System entstehenden
personenbezogenen Daten de-
zentral oder zentral erfaßt wer-
den sol len bzw.  bei  dezentra ler
Erfassung zentra l  zusammenge-
führ t  werden .  Es  w i rd  vorsorg l i ch
darauf  hingewiesen,  daß die Rea-
l isierung dieses Ziels fast  zwangs-
läufig mit der Datenschutz-ziel-
Setzung informat ionel ler
Gewaltentei lung und Zweckbin-
dung ko l l id ier t .

Bei  der  Frage nach dem Da-
tenumfang (5. 1 Off.)  enthält die
Le is tungsbeschre ibung  w ider -
sprüchl iche Aussagen.  E inersei ts
wird die  Notwendigkei t  heraus-
ges t r i chen ,  , , d ie  Spe icherung  per -
sonenbezogener Daten auf  das
unbedingt  notwendige Maß zu

“‘Das Erstellen von teil-
weisen oder  weitgehend
vollständigen Persönlich-
keitsbildern ist unzuläs-
s ig .
Das Verfolgen von nicht
miteinander  zu  vereinba-
renden Zwecken ist  un-
zulässig .  Multifunktionale
Datenverwendung muß
auf ein gesetzlich deft-
niertes  Mindestmaß be-
schränkt  ble iben .  Vorrats-
datenverarbeitung ist un-
zulässig .
Soziale Diskriminierung
ist zu  verhindern. ”



Die Asylcard  soll also ei-
ne multifunktionelle

Chipkarte sein, auf der
örentliche  wie auch pri-

vate Stellen eine Lese-
bzw. Schreibberechti-

gung eingeräumt bekom-
men sollen.

beschränken” .  Dann werden aber
tei lweise hochsensible Daten auf-
geführt ,  d ie  , ,mindestens” darge-
ste l l t  werden müßten und deren
Erforder l ichkei t  o f t  n icht  ansatz -
weise erkennbar  is t ,  geschweige
denn begründet  wi rd:  z .B .  Spra-
che,  Volkszugehörigkei t ,  Geburts-
or t ,  Fami l ienstand (Zahl  der  Kin-
der) ,  Rel ig ionszugehör igkei t ,  bio-
metr ische Daten,  Einreisedatum,
Datum der Asylantragstel lung,
Gesundheitsuntersuchung,  Be-
a c h t u n g  m e l d e r e c h t l i c h e r  V e r -
p f l ich tung,  Z immernachweis ,  zu -
ständiges Verwal tungsger icht ,
An- und Abwesenheitsnachweis,
Verstoß gegen räuml iche Be-
schränkung,  Arbe i tser laubnis
(Zeit, Firma), Unterkunftszuwei-
sung,  Verpf legung,  sozia le  Lei -
stungen (nach BSHG, Arbeitslo-
sengeld bzw -hilfe,  Kranken-
bzw.  Pf legegeld,  (selbst  zu ver-
t retende)  Abschiebungshindernis-
se.

Mit diesen und u.U. weiteren An-
gaben sol len folgende Pf l icht-
funkt ionen erfül l t  werden:  Zu-
gangskontrolle/Anwesenheits-
nachweis,  Abrechnungsver fahren
für Leistungen Dri t ter  (Be-
t reuungsverbände ,  Vermie ter ) ,  E r -
satz  für  b isher ige  Aufenthaltsge-
stattung/AufenthaItskontroIIe,
Verfahrensnachweis ,  Berecht i -
gung für  Le istungsempfang (u  .a.
Unterkunft ,  Verpf legung,  Ta-
schenge ld ,  med iz in ische  Versor -
gung) ,  Nachweis  der  Meldever -
p f l i ch tung  und  der  Arbe i tser laub-
nis.  Opt ional  sol len weitere Funk-
t ionen geprüf t  werden:  Lei -
s tungsbezug (bargeld lose über-
mi t t lung,  Nutzung a ls  Scheckkar -
te), Patientenkarte/Krankenschein,
Zahlungsfunkt ion (e lektronische
Geldbörse) .  Selbst  ein europawei-
ter Einsatz wird erwogen (5.13
f.). P rak t isch  jede  der  angeführ -
ten Funktionen stel l t  e inen eigen-
ständigen Zweck im Sinne des

Datenschutzrechtes dar .  Die  Asyl-
card sol l  a lso eine mult i funkt io-
nel le Chipkarte sein,  auf  der öf-
fentl iche wie auch private Stel len
eine Lese-  bzw.  Schre ibberecht i -
gung e ingeräumt bekommen sol -
len.  Derar t  umfangreiche mul t i -
funkt ionale Chipkarten sind bis-
her ,  sowei t  ers icht l ich ,  in
Deutschland noch n icht  im E in -
satz.  Deren Einsatz führt  zu tei l -
weise  noch n icht  gek lär ten Fra-
gen  im Bere ich  der  Datens icher -
heit .  Die genannten Mindest-
funkt ionen gehen weit  über  den
u r s p r ü n g l i c h e n  Z w e c k  d e r  Asyl-
card - S i c h e r u n g  d e r  E i n d e u -
t igkei t  der  Grunddaten - h inaus.
Die  Er forder l ichke i t  a l le r  über  d ie
Ausweisfunktion hinausgehenden
Funkt ionen ist  n icht  nachgewie-
sen.  Ebenso fehl t  e ine Prüfung
der  Angemessenhei t  bzw.  Ver -
hältnismäßigkeit  i.e.S.  bzgl .  jeder
Funkt ion.

Völ l ig  ungeklärt  s ind bei  mult i -
funkt ionalen Chipkarten mit
großer  Anwendungsbre i te  vor  a l -
lem aber  recht l iche Fragen (Be-
gr i f f  der  verarbei tenden Ste l le ,
der  übermi t t lung,  der  Rol le  der
Betroffenen).  Diese Fragen kön-
nen n icht  von e inem Auf t ragneh-
mer  im Rahmen e ines  Werkver -
t rages beantworte t  werden.  H ier -
bei  handelt  es sich um Fragestel -
lungen ,  d ie  nach  der  Wesent-
l ichkeitstheorie des Bundesverfas-
sungsger ichts  dem Gesetzesvor-
behal t  unter l iegen (BVerfGE 61,
275; 49,126; 77, 230 f.). Sie
müssen nach e iner  demokrat i -
schen Diskussion von den pol i -
t isch Verantwort l ichen entschie-
den werden.  Es stel l t  e in äußerst
ungewöhn l iches  Ver fahren  dar ,
daß  n ich t  nur  fü r  d ie  da ten -
schutz - ,  sondern  genere l l  für  d ie
ver fassungsrecht l ichen Probleme
von pr iva ten  Auf t ragnehmern
, ,Lösungsmögl ichke i ten”  angefor -
der t  werden.  Besonders  i r r i t ie -
rend is t  insofern  d ie  Ausführung,
daß  , , auch  Änderungen  der  heu -
t igen recht l ichen Rahmenbedin-
gungen vorstel lbar”  seien (5 .19,
vgl .  5 .6) .  In diesem Zusammen-
hang möchte  ich  darauf  h inwei -
sen,  daß das Recht auf informa-
tionel le  Selbstbest immung aus
der  Menschenwürde  und  der  f re i -
en Entfa l tung der  Persönl ichkei t
a ls  rechtsstaat l iche  Grundvor -
aussetzung (Art. 1 Abs. 1, 2 Abs.
1 CG) abgeleitet  wird und somit

dem Bereich der  sog.  Ewigkei ts-
klausel nach Art. 79 Abs. 2 CG
z u z u o r d n e n  i s t .  A u c h  d e r  V e r -
such, die AsylCard mit dem in
der  EU-Datenschutzr icht l in ie  vor -
gegebenen Rechtsstandard in
E ink lang  zu  br ingen,  dür f te  zum
Schei tern verur te i l t  se in .

D ie  Prüfung der  datenschutz -
r e c h t l i c h e n  P r o b l e m e  u n d  L ö -
sungsmögl ichkei ten , ,hat  unter
Bete i l igung der  Bundes-  und Lan-
desdatenschutzbeauftragten zu
erfolgen” (5. 19). Ich erlaube mir
darauf  h inzuweisen,  daß ich es
bisher  n icht  für  meine  Aufgabe
ansah,  den Auftragnehmer e iner
informellen Bund-/Länderarbeits-
gemeinschaf t  bei  der  Erste l lung d.
einer  Machbarkei tsstudie  zu  un-
terstützen und f ikt ive überlegun-
gen e iner  datenschutzrecht l ichen
Prüfung zu  unterwer fen  (vg l .  5
22 Abs. 2 NDSG, 5 38 BDSG)

In  meinem Schre iben vom
21 .12.1994  habe ich auf  fo lgen-
de wei tere  Problempunkte
hingewiesen,  d ie  in  der  Lei -
s tungsbeschre ibung  unberück -
s icht igt  gebl ieben s ind:
- die ausnahmslose ED-Behand-
lung von Asylsuchenden (5.8;
biometrische  Daten, 5.12) als un
zulässige Vorratsdatenverarbei -
tung  und d ie  dami t  verbundene
Mögl ichkei t  der  Datennutzung
für  Strafver fo lgungszwecke,
- d ie  ungenügende  Transparenz
für  die  Betroffenen (neben An-
wendungsf reundl ichke i t  und Ver,
fahrenstransparenz  vgl. 5.23, ist
die Realisierung des Auskunfts-
rechts  von zentra ler  Bedeutung,
5.10)  und die  Redundanz der  Da
tenspeicherungen  (AZR, INPOL,
Ausländerbehörde,  ASYLON).

V o r  E i n f ü h r u n g  e i n e r  AsylCard
bedürf te  es  nach n iedersächsi -
s c h e m  R e c h t  d e r  D u r c h f ü h r u n g
einer  Technik fo lgenabschätzung
(g  7 Abs. 3 NDSG, ebenso künf-
tig entspr. Art. 20 EU-Daten-
schutzr icht l in ie ) .  E ine  solche Fol -
genabschätzung  kann  s ich  n ich t
auf  re in ökonomische Aspekte
beschränken.  Zu  berücks icht igen
sind neben sozia len vor  a l lem
bürger recht l i che  Fo lgekosten .  DE

r e n  E r ö r t e r u n g  w i r d  d u r c h  d i e



Leistungsbeschreibung,ausdrück-
lieh  ausgeschlossen
(S.21).

Die  Le is tungsbeschre ibung be in-
ha l te t  d ie  Forderung nach techni -
scher  Kompat ibi l i tät  der  betei l ig-
ten (Dienst-)Stellen.  Zwischen
diesen soll ,  ungeachtet des Da-
tenaustauschs über  d ie  AsylCard,
ein zusätz l icher  Datenaustausch
erfolgen (5.17) .  Bei  den ökono-
mischen Anforderungen is t  von
Netzkosten die Rede (5.21). Für
e ine aus datenschutzrecht l icher
Sicht  bedeutsame Vernetzung
werden ke ine  genaueren Vorga-
ben  gemacht .  S ie  w iderspräche
auch  der  Grundannahme des
Zwischenber ichts  vom Dezember
1994, wonach die Asylcard keine
Ergänzung ,  sondern  e ine  Altema-
ive zu einer inforrnationstechni-

?chen  Vernetzung sein sol l te
(dort 5. 23ff.).

Die  Leistungsbeschreibung hat
s ich  be i  den Frageste l lungen und
denkbaren  Lösungen s icht l ich
von dem in den Nieder landen sei t
m e h r e r e n  J a h r e n  e r p r o b t e n  u n d
inzwischen f lächendeckend e in-
geführten ,,Vreemdelingendoku-
ment” inspir ieren lassen (vgl .  XIII.
TB LfD  Nds. 1995/96,  81). Ich er-
laube  mir  daher ,  in  d iesem Zu-
sammenhang einige kr i t ische Be-
merkungen  aus  deutscher  S ich t
vorzu t ragen .
Diese Shipkarte erhalten al le Asyl-
suchenden in  den Nieder landen.
Zur  Autor is ie rung  der  Nutzung
ind auf der Karte Fingerabdruck-

%rl erkmale  gespeichert ,  d ie  über
ein Li fe-Scan-Verfahren mit  dem
Daumenabdruck des Kartenbesit -
zers  automat isch abgegl ichen
werden. Außerdem erfolgt bei
der Nutzung ein Abgleich mit ei-
ner  Datenbank,  in  der  Grundda-
ten gespeichert  sind.  Die Betrof-
fenen erhalten einen Hinweis,
wenn Behörden mi t  ihnen Kon-
takt aufnehmen wollen. Auf der
Karte  s ind außerdem gespeichert :
Meldepfl ichten,  Asylverfahrens-
s tand,  Angaben zur  Arbe i tser -
laubnis,  zuletzt  erhaltene Sozial -
leistungen, aktenführende Stel-
len. Diese Daten sind zweckge-
bunden in  Kartensegmenten ab-
gelegt ,  auf  die jewei ls nur die be-
recht igten Ste l len zugre i fen kön-
nen.  E ine  zent ra le  Spe icherung
oder  e in  Zusammenführen  der
Daten er fo lgt  n icht .  Dennoch fin-

det  e ine Totalkontrol le  der
Flücht l inge dadurch stat t ,  daß je -
de  Le is tung (Wohnung,  Ernäh-
rung,  Zustel lung e ines Br iefes
usw. )  von der  Vor lage  der  Kar te
abhängig gemacht wird bzw. ge-
macht  werden kann.  Zudem gi l t
ein strenges Melderegime: Die
F lücht l inge  müssen s ich  b is  zu
viermal  tägl ich an e iner  e lektroni -
schen Meldesäule mit  Karte und
rechtem Daumenabdruck mel -
den.  Unterble ibt  d ie  Meldung
zweimal  unentschuldigt ,  so kann
das Asylver fahren beendet  wer-
den;  d ie  Person wird  , , i l legal” .

Das BVerfG ging bei  seiner  Recht-
sprechung davon aus ,  daß  d ie
Gefahren für  das  Persönl ich-
kei tsrecht  vor  a l lem von zentralen
staat l ichen Speicherungen ausge-
hen.  Diese sich am technischen
Stand der  80er  Jahre  or ient ie ren-
de Vorstel lung ist  heute weitge-
hend  überho l t .  Verne tzung ,  hohe
Speicherkapazi täten und die Inte-
g r a t i o n  u n t e r s c h i e d l i c h e r  I n f o r -
mat ionsquel len machen e ine Mo-
d i f i z ie rung der  Bedrohungsszena-
r ien notwendig.  Persönl ichkei ts-
prof i le  müssen s ich nicht  aus e i -
ner  zent ra len  Spe icherung in  e i -
nem Großrechner  e rgeben;  d ie
relevanten Daten passen auf eine
Chipkarte.  Denkbar ist  selbst die
Organisat ion eines Datenverarbei-
tungssystems, das ein Maximum
an Kontro l le ,  Fremdbest immung,
Verobjekt iv ierung des Menschen
u n d  F r e i h e i t s e i n s c h r ä n k u n g  e r -
re icht ,  ohne  daß  es  zu  e iner  zen-
t ra len Datenspeicherung kommt,
ja  ohne daß e ine Aushöhlung der
datenschutzrecht l ichen Zweck-

bindung nöt ig  wäre.  Das in  den
Nieder landen prakt iz ier te  Verfah-
ren beachtet  wei tgehend Zweck-
bindung,  informationel le  Gewal-
tentei lung,  ja  sogar das Erforder-
l ichkei tspr inz ip  im Sinne e iner
strengen Datensparsamkeit .  Den-
noch  bewi rk t  das  über  d ie  Chip-
karte  ermögl ichte  informat ionel le
Zusammenwirken von Datenspei-
cherungen,  Meldepf l ichten,  Le i -
s tungsgewährung und  Asy lver -
fahren,  daß Fre ihe i t  und Men-
s c h e n w ü r d e  b i s  z u r  U n e r k e n n b a r -
kei t  abgebaut  werden können.
Der  menschl iche Kontakt  zum
Verwaltungs- ,  Sicherhei ts-  oder
Betreuungspersonal  wi rd  auf  e in
Minimum reduzier t .  Ich  hal te  es
fü r  f rag l i ch ,  ob  e in  so lcher  Chip-
karteneinsatz mit dem Men-
schenbi ld  des  deutschen Grund-
gesetzes vereinbar ist .

Ergebnis  e iner  Bewer tung der  Le i -
s tungsbeschre ibung is t ,  daß das
Erstel len der  Machbarkei tsstudie
aus Datenschutzsicht  n icht  mach-
bar  i s t .  Es  w i rd  daher  d r ingend
empfohlen,  von e iner  entspre-
chenden Ausschre ibung abzuse-
hen Ich möchte Sie  b i t ten,  in  der
Bund- /Länderarbei tsgemeinschaft
d iese  Posi t ion  e inzubr ingen und
zu ver t re ten.  Für  e ine  entspre-
chende Mittei lung bzw. eine Stel-
lungnahme wäre  ich  Ihnen dank-
bar.
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